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Tenor:

Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des Landgerichts
Köln vom 26.11.2019 (Az. 31 O 329/18) teilweise abgeändert und
insgesamt wie folgt neu gefasst:

1. Die Beklagte wird verurteilt, es bei Meidung eines vom
Gericht für jeden Fall der Zuwiderhandlung festzusetzenden
Ordnungsgeldes bis zu EUR 250.000,00 - ersatzweise
Ordnungshaft – oder der Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, zu
unterlassen,

im Rahmen geschäftlicher Handlungen gegenüber Verbrauchern
Strompreisänderungen gegenüber Haushaltskunden außerhalb
der Grundversorgung per E-Mail und/oder per E-Mail-Anhang
anzukündigen

a. ohne in der Betreffzeile der E-Mail auf die beabsichtigte
Änderung des Strompreises hinzuweisen

und/oder
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b. ohne den Verbraucher in der E-Mail selbst deutlich
hervorgehoben auf die beabsichtigte Änderung des
Strompreises oder einzelner Strompreisbestandteile des
bestehenden Stromliefervertrages hinzuweisen, wenn in der
E-Mail zugleich auch andere Informationen als die
Preisänderung enthalten sind,

und/oder

c. ohne den Verbraucher in dem der E-Mail angehängten
Schreiben deutlich hervorgehoben auf die beabsichtigte
Änderung des Strompreises oder einzelner
Strompreisbestandteile des bestehenden
Stromliefervertrages hinzuweisen, wenn in dem angehängten
Schreiben zugleich auch andere Informationen als die
Preisänderung enthalten sind,

und/oder

d. ohne den Verbraucher in dem der E-Mail angehängten
Schreiben gleichzeitig durch eine Gegenüberstellung des für
jeden Preisbestandteil des Strompreises, der gemäß den
Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Beklagten enthalten
ist – Netznutzungsentgelte, Abgaben (Abgaben nach der
Konzessionsabgabenverordnung), sonstige hoheitliche
Belastungen (Umlage aufgrund des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes, Umlage aufgrund des Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetzes, Entschädigungsumlage für Offshore-
Investitionen aufgrund § 17f Abs. 5 EnWG, Umlage für
abschaltbare Leistungen nach § 18 AbLaV und Umlage
aufgrund § 19 Absatz 2 Stromnetzentgeltverordnung) sowie
Stromsteuer – vor und nach der Preisanpassung geltenden
Preises zu informieren;

wenn dies jeweils wie in der nachstehend abgebildeten E-Mail vom
15.03.2018 mit als PDF-Dokument beigefügtem Schreiben vom
15.03.2018 geschieht:













2. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 260,00 € nebst
Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem
Basiszinssatz seit dem 16.11.2018 zu zahlen.

3.                               Die Kosten des Rechtsstreits trägt die
Beklagte.

4.                               Die Beklagte ist des Rechtsmittels der
Berufung verlustig, nachdem diese ihre Berufung
zurückgenommen hat.

5.                               Dieses Urteil und das genannte Urteil
des Landgerichts Köln, soweit es bestätigt worden ist, sind
vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte kann die Vollstreckung
durch Sicherheitsleistung in Höhe 2.000 € hinsichtlich der
Unterlassung abwenden, wenn nicht der Kläger vor der
Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 2.000 € hinsichtlich der
Unterlassung leistet. Im Übrigen kann die Beklagte die
Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110%
des zu vollstreckenden Betrages abwenden, wenn nicht der
Kläger Sicherheit in Höhe von 110% des jeweils zu
vollstreckenden Betrages leistet.

6.                               Die Revision wird zugelassen.

 
G r ü n d e :

I.

Die Parteien streiten über die Ausgestaltung der Ankündigung einer Preiserhöhung durch die
Beklagte gegenüber privaten Stromabnehmern mit Sonderkundenverträgen.

Der Kläger ist ein rechtsfähiger Verein, der entsprechend seiner Satzung die Rechte der
Verbraucher wahrnimmt. Er ist in die beim Bundesamt für Justiz geführten Liste der der
qualifizierten Einrichtungen eingetragen.

Die Beklagte erbringt unter anderem unter der Marke „k.“ Dienstleistungen im Energiebereich.
Insbesondere liefert sie Strom und Gas an Endverbraucher und an gewerbliche Kunden. Die
Beklagte tritt nicht als Grundversorger auf, sondern schließt – soweit für dieses Verfahren von
Bedeutung – mit ihren Kunden Sonderkundenverträge ab.

Am 15.03.2018 versandte die Beklagte eine E-Mail an einen ihrer Kunden. Im Betreff der E-
Mail heißt es: „Aktuelles zu ihrem Energieliefervertrag“. Die E-Mail enthält im Fließtext
zunächst einen Hinweis auf die als Anlage beigefügte Rechnung und sodann im zweiten
Absatz die Angabe, dass der Rechnung „weitere wichtige Informationen zu Ihrem
Stromliefervertrag“ beiliegen. In der Anlage ist sodann auf der ersten Seite die Rechnung
enthalten. Am Schluss der Seite wird darauf hingewiesen, dass weitere Rechnungsdetails
sowie wichtige Preisinformationen auf den folgenden Seiten zu finden sind. Es folgen auf der
nächsten Seite die „Erläuterungen zu ihrer Abrechnung“. Darunter befindet sich auch der
Punkt „Erhöhung ihres Strompreises“. Auf die in den Antrag eingeblendeten Schreiben wird
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Bezug genommen.

Aufgrund der Gestaltung der Schreiben hat der Kläger die Beklagte erfolglos abgemahnt.

Der Kläger ist – soweit für das Berufungsverfahren noch von Bedeutung – der Ansicht
gewesen, die Information des Kunden über eine Preiserhöhung sei nicht hinreichend
transparent und verstoße daher gegen § 41 Abs. 3 S. 1 EnWG. Die fehlende Transparenz
ergebe sich daraus, dass die Beklagte bei einer Preisänderungsmitteilung auch bei einem
Sonderkundenvertrag die Preisbestandteile in der alten und neuen Fassung gegenüber zu
stellen habe. Hilfsweise hat der Kläger geltend gemacht, die Beklagte müsse zumindest den
bisherigen und den neuen Bruttopreis gegenüberstellen.

Der Kläger hat sinngemäß beantragt,

1.             die Beklagte unter Androhung der gesetzlichen Ordnungsmittel zu verurteilen,
es zu unterlassen, im Rahmen geschäftlicher Handlungen gegenüber Verbrauchern
Strompreisänderungen gegenüber Haushaltskunden außerhalb der Grundversorgung
per E-Mail und/oder per E-Mail-Anhang anzukündigen

a.                                 ohne in der Betreffzeile der E-Mail auf die beabsichtigte
Änderung des Strompreises hinzuweisen
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und/oder

b.                                ohne den Verbraucher in der E-Mail selbst deutlich hervorgehoben
auf die beabsichtigte Änderung des Strompreises oder einzelner Strompreisbestandteile
des bestehenden Stromliefervertrages hinzuweisen, wenn in der E-Mail zugleich auch
andere Informationen als die Preisänderung enthalten sind,
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und/oder

c.                                 ohne den Verbraucher in dem der E-Mail angehängten Schreiben
deutlich hervorgehoben auf die beabsichtigte Änderung des Strompreises oder einzelner
Strompreisbestandteile des bestehenden Stromliefervertrages hinzuweisen, wenn in
dem angehängten Schreiben zugleich auch andere Informationen als die Preisänderung
enthalten sind,
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und/oder

d.                                ohne den Verbraucher in dem der E-Mail angehängten Schreiben
gleichzeitig durch eine Gegenüberstellung des für jeden Preisbestandteil des
Strompreises, der gemäß den Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Beklagten
enthalten ist – Netznutzungsentgelte, Abgaben (Abgaben nach der
Konzessionsabgabenverordnung), sonstige hoheitliche Belastungen (Umlage aufgrund
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, Umlage aufgrund des Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetzes, Entschädigungsumlage für Offshore-Investitionen aufgrund § 17f
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Abs. 5 EnWG, Umlage für abschaltbare Leistungen nach § 18 AbLaV und Umlage
aufgrund § 19 Absatz 2 Stromnetzentgeltverordnung) sowie Stromsteuer – vor und nach
der Preisanpassung geltenden Preises zu informieren;

hilfsweise: ohne gleichzeitig die Änderung des Strompreises entweder durch eine
Gegenüberstellung des bisherigen und des nach der Preisänderung geltenden Bruttopreises
oder durch die Angabe der Differenz des bisherigen Preises zu dem nach der Preisänderung
geltenden Bruttopreises darzustellen,

wenn dies wie aus dem Tenor ersichtlich geschieht;

2.             an den Kläger 260,00 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem
Basiszinssatz seit dem 16.11.2018 zu zahlen.
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Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte ist der Ansicht gewesen, ein Verstoß gegen das Transparenzgebot liege nicht
vor. Eine Verpflichtung, die Preisbestandteile des alten und des neuen Tarifs
gegenüberzustellen, sei dem Gesetz nicht zu entnehmen. Das streitgegenständliche
Schreiben enthalte auch keine Preisänderungsmitteilung.

Das Landgericht hat der Klage mit den Anträgen 1 a bis c sowie dem Hilfsantrag Ziffer 1 d
stattgegeben und den Antrag 1 d abgewiesen. Der Unterlassungsanspruch ergebe sich aus §
2 Abs. 1 UKlaG i.V.m. § 41 Abs. 3 EnWG. Die Klagebefugnis des Klägers folge aus §§ 3, 4
UKlaG und § 8 Abs. 3 Nr. 3 UWG, nachdem der Kläger durch Bescheid des
Bundesverwaltungsamtes als qualifizierte Einrichtung anerkannt sei.

Es stehe fest, dass die Beklagte die streitgegenständliche E-Mail jedenfalls auch an Kunden
versendet habe, die Endverbraucher seien. Das Bestreiten der Beklagten mit Nichtwissen sei
unzulässig.

Bei § 41 Abs. 3 EnWG handele es sich um ein Verbraucherschutzgesetz im Sinne des § 2
UKlaG. Nach § 41 Abs. 3 EnWG hätten Lieferanten Letztverbrauchern rechtzeitig, in jedem
Fall jedoch vor Ablauf der normalen Abrechnungsperiode und auf transparente und
verständliche Weise über eine beabsichtigte Änderung der Vertragsbedingungen und über
ihre Rücktrittsrechte zu unterrichten, wogegen die Beklagte verstoßen habe. Die Beklagte
müsse in der Betreffzeile der E-Mail angeben, dass die E-Mail die Ankündigung einer
Preiserhöhung enthalte. Auch habe die Beklagte die Information in der E-Mail selbst
versteckt, was so nicht zulässig sei. Das gleiche sei hinsichtlich des angehängten Schreibens
anzunehmen.

Der Antrag Ziffer 1 d habe lediglich im Umfang des Hilfsantrags Erfolg, weil zwar eine
detaillierte Gegenüberstellung der Preisbestandteile nicht erforderlich sei, die Beklagte aber
den neuen und alten Preis gegenüberstellen müsse.

Vor diesem Hintergrund bestehe auch der Anspruch auf Erstattung der Abmahnkosten in der
geltend gemachten Höhe, die unstreitig sei.
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Gegen dieses Urteil, auf das gemäß § 540 Abs. 1 Nr. 1 ZPO Bezug genommen wird, wendet
sich – nach Rücknahme der Berufung der Beklagten – der Kläger mit seiner Berufung.

Der Kläger macht geltend, das Landgericht habe den Antrag Ziffer 1 d zu Unrecht
abgewiesen, weil es zu einer hinreichend transparenten Information der Haushaltskunden
gehöre, die Änderungen der Preisbestandteile gegenüberzustellen. Entgegen der Ansicht des
Landgerichts könne nicht auf die Vorschrift des § 40 Abs. 2 EnWG abgestellt werden.
Vielmehr sei die geforderte Information auch bei Preiserhöhungen für den Kunden von
erheblicher Bedeutung. Anderenfalls würde der von den Richtlinien vorgesehene hohe
Verbraucherschutz nicht gewährleistet. Der Verbraucher könne keine informierte
Entscheidung treffen und werde an der Ausübung des Kündigungsrechts gehindert. Dies
ergebe sich auch aus der Rechtsprechung des EuGH bezogen auf Grundversorger, die auf
den vorliegenden Fall übertragen werden könne. Der EuGH habe betont, dass der
Verbraucher umfassend informiert werden müsse, damit dieser die Angemessenheit der
Preise beurteilen könne.

Hilfsweise ergebe sich der Klageanspruch auch aus § 2 Abs. 1 S. 1 UKlaG in Verbindung mit
§§ 3, 3a UWG.

Der Kläger beantragt,

das Urteil des Landgerichts Köln vom 26.11.2019 . 31 O 329/18 – insoweit zu ändern, als die
Beklagte unter Androhung der gesetzlichen Ordnungsmittel verurteilt wird, es zu unterlassen,
im Rahmen geschäftlicher Handlungen gegenüber Verbrauchern Strompreisänderungen
gegenüber Haushalskunden außerhalb der Grundversorgung per E-Mail und/oder E-
Mailanhang anzukündigen, ohne den Verbraucher in dem der E-Mail angehängten Schreiben
gleichzeitig durch eine Gegenüberstellung des für jeden Preisbestandteil des Strompreises,
der gemäß den Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Beklagten enthalten ist –
Netznutzungsentgelte, Abgaben (Abgaben nach der Konzessionsabgabenverordnung),
sonstige hoheitliche Belastungen (Umlage aufgrund des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,
Umlage aufgrund des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes, Entschädigungsumlage für Offshore-
Investitionen aufgrund § 17f Abs. 5 EnWG, Umlage für abschaltbare Leistungen nach § 18
AbLaV und Umlage aufgrund § 19 Absatz 2 Stromnetzentgeltverordnung) sowie Stromsteuer
– vor und nach der Preisanpassung geltenden Preises zu informieren, wenn dies wie in der
Klageschrift vom 26.10.2018 auf S. 4 bis 10 abgebildet geschieht.

Die Beklagte beantragt,

              die Berufung des Klägers zurückzuweisen.

Die Beklagte verteidigt das Urteil, soweit es für sie günstig, ist unter Wiederholung und
Vertiefung ihres erstinstanzlichen Vortrags.

II.

Die zulässige Berufung des Klägers hat in der Sache Erfolg und führt zu der Verurteilung wie
aus dem Tenor ersichtlich.

1. Dem Kläger steht der gegen die Beklagte geltend gemachte Unterlassungsanspruch aus
dem erstinstanzlichen Antrag Ziffer 1 d gemäß §  2 Abs. 1 UKlaG in Verbindung mit § 41 Abs.
3 EnWG zu.
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a) Der Kläger ist – wie das Landgericht mit Recht festgestellt hat – zur Geltendmachung des
Unterlassungsanspruchs aktivlegitimiert.

Der Kläger ist eine gemäß §§ 3, 4 UKlaG anspruchsberechtigte Stelle. Er ist in die Liste der
qualifizierten Einrichtungen des § 4 UKlaG eingetragen. Auch die weiteren Voraussetzungen
der genannten Vorschriften liegen vor, was die Beklagte auch nicht angreift.

Die Beklagte hat sich mit dem beanstandeten Verhalten an Verbraucher gewandt. Soweit die
Beklagte mit Nichtwissen bestritten hat, dass sich das zum Gegenstand des
Unterlassungsantrags gemachte Schreiben an einen Verbraucher gerichtet habe, ist dies
unbeachtlich.

Ihr Bestreiten mit Nichtwissen war mangels Vorliegens der Voraussetzungen des § 138
Abs. 4 ZPO nicht zulässig. Denn die Beklagte hätte sich jedenfalls dazu erklären können und
müssen, ob sie ihre Preiserhöhungsschreiben in der behaupteten Form versandt hat. Hierzu
hat das OLG Düsseldorf (Urteil vom 20.10.2016 – 20 U 37/16, GRUR-RR 2017, 111) in
einem vergleichbaren Fall ausgeführt, dass bei einem Stromversorger die
Preiserhöhungsschreiben nicht durch einen einzelnen Sachbearbeiter formuliert würden.
Anhaltspunkte dafür, dass die Beklagte gegenüber Verbrauchern mehrere unterschiedliche
Texte nutzt, sind weder ersichtlich noch vorgetragen. Vor diesem Hintergrund ist – wie auch
das OLG Düsseldorf ausgeführt hat (aaO) – davon auszugehen, dass auch im Unternehmen
der Beklagten – wie in der Regel – diese Texte von der Unternehmensspitze nach Absprache
mit juristischen Beratern vorgegeben werden. Zu der Tatsache, wie die von ihr verwandten
Texte aussehen, schweigt sich die Beklagte aus, obwohl dieser Umstand in ihrem
unmittelbaren Wahrnehmungsbereich liegt und ohne nennenswerten Aufwand unverzüglich
festgestellt werden kann.

b) Die Geltendmachung des Unterlassungsanspruchs erfolgt auch im Interesse des
Verbraucherschutzes, was für die Geltendmachung des Anspruchs nach § 2 UKlaG
erforderlich ist (vgl. Micklitz/Rott, MünchKomm/ZPO, 5. Aufl., § 2 UKlaG, Rn. 11). Denn es
sind keine Gründe ersichtlich, die darauf hindeuten, dass das Schreiben lediglich an einen
Verbraucher versandt worden wäre (vgl. OLG Düsseldorf, GRUR-RR 2017, 111).

c) Die Vorschrift des § 41 Abs. 3 EnWG ist eine Verbraucherschutzgesetz, was das
Landgericht zutreffend und von der Berufung nicht angegriffen angenommen hat (vgl. auch
OLG Düsseldorf, GRUR-RR 2017, 111). Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die
Ausführungen des Landgerichts Bezug genommen.

d) Die Beklagte hat – entgegen der Ansicht des Landgerichts – das Transparenzgebot des §
41 Abs. 3 EnWG verletzt, indem es die einzelnen Preisbestandteile und deren Änderungen
nicht dargestellt hat.

Nach Einführung des § 41 Abs. 3 S.1 EnWG durch die EnWG-Novelle aus dem Jahr 2011,
der das Verhältnis zwischen einem Energielieferanten und einem Haushaltskunden, der die
Energie außerhalb der Grundversorgung bezieht (vgl. Rasbach in Kment, EnWG, 2. Aufl., §
41 Rn. 10) regelt, haben Lieferanten Letztverbraucher rechtzeitig, in jedem Fall jedoch vor
Ablauf der normalen Abrechnungsperiode und auf transparente und verständliche Weise über
eine beabsichtigte Änderung der Vertragsbedingungen und über ihre Rücktrittsrechte zu
unterrichten. Die Vorschrift des § 41 Abs. 3 S. 2 EnWG normiert ein Kündigungsrecht des
Kunden, wenn der Lieferant die Vertragsbindungen einseitig ändert. Hierzu gehört auch die
Änderung des Preises. Nicht erheblich ist, ob die Änderung des Preises allein darauf beruht,
dass weggefallene oder geänderte Steuern, Abgaben oder sonstige hoheitliche Belastungen
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an die Sonderkunden weitergegeben werden (vgl. BGH, Urteil vom 05.07.2017 – VIII ZR
163/16, NJW-RR 2017, 1206).

Die Transparenz einer Mitteilung ist jedenfalls dann nicht anzunehmen, wenn die Information
über die Preiserhöhung in einem allgemeinen Schreiben versteckt ist (vgl. OLG Düsseldorf,
Urteil vom 20.10.2016 – 20 U 37/16, GRUR-RR 2017, 111).

Allerdings ist dem Wortlaut der Norm nicht zu entnehmen, welchen Inhalt die Mitteilung
haben muss.

Durch das in § 41 Abs. 3 EnWG normierte Transparenzgebot soll dem Verbraucher jedoch
ermöglicht werden, seine Rechte wahrzunehmen und aufgrund der einseitigen
Preisanpassung das Vertragsverhältnis zu kündigen. Das Transparenzgebot beinhaltet, dass
dem Vertragspartner ein vollständiges und wahres Bild vermittelt wird, so dass er aufgrund
der Informationen zu einem Marktvergleich in der Lage ist und insbesondere die Frage prüfen
kann, ob er von dem Sonderkündigungsrecht Gebrauch macht (vgl. zur Transparenz von
Preisanpassungsklauseln: BGH, Urteil vom 12.10.2007 – V ZR 283/06, NJW-RR 2008, 251).

Zur Transparenz gehört auch, dass der Kunde weiß, auf der Erhöhung welches Bestandteils
des Entgelts die Preiserhöhung beruht. Der Preis für Strom und Gas setzt sich aus
zahlreichen Elementen zusammen, so etwa auch aus Steuern, Abgaben und weiteren
hoheitlichen Bestandteilen, die sich ändern können. Insoweit ist es für die Entscheidung des
Kunden von erheblicher Bedeutung, ob einer der vorgenannten Bestandteile erhöht wurde
oder der Preis aus anderen Gründen steigt.

Es kommt hinzu, dass der Kunde ausweislich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der
Beklagten, die den Preis nach § 315 BGB nach billigem Ermessen bestimmen kann, einen
Anspruch auf gerichtliche Überprüfung der Einhaltung des Ermessens hat. Um diese
Möglichkeit nutzen zu können, muss dem Kunden bekannt sein, aufgrund der Erhöhung
welcher Elemente die Beklagte den Preis geändert hat. So wird etwa das Durchreichen einer
Steuererhöhung oder der sonstigen hoheitlichen Abgaben von einem Kunden eher akzeptiert
werden und nicht als Verstoß gegen das billige Ermessen angesehen.

Nichts anderes ergibt sich daraus, dass die Verpflichtung, die Preisbestandteile zu nennen, in
anderen Vorschriften – anders als im Rahmen des § 41 Abs. 3 EnWG – ausdrücklich geregelt
ist. Allerdings ist etwa für den Grundversorger normiert, dass dieser nach § 5 Abs. 2 S. 2, § 2
Abs. 3 S. 1 Nr. 5 und S. 3 StromGVV eine Gegenüberstellung der Preise vorzunehmen hat
(vgl. auch BGH, Urteil vom 06.06.2018 – VIII ZR 247/17, GRUR-RR 2018, 454). Auch in § 40
Abs. 2 EnWG ist – wie das Landgericht zutreffend ausgeführt hat – im Einzelnen geregelt,
welche Angaben in einer Rechnung zu erfolgen haben. Hieraus kann indes nicht der
Rückschluss gezogen werden, dass diese Angaben im Rahmen einer transparenten
Darstellung des Preiserhöhungsverlangens nicht erfolgen müssen. Denn die Nutzung einer
allgemeingehaltenen Formulierung lässt keine Rückschlüsse auf den entsprechenden Willen
des Gesetzgebers zu.

Ob sich der Anspruch auch aus § 2 Abs. 1 S.1 UKlaG, §§ 3, 3a, 8 UWG ergibt, kann
offenbleiben.

2. Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 91, 516 Abs. 3 ZPO. Die Entscheidung über die
vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 708 Nr. 10, § 711 ZPO.
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3. Die Revision ist zuzulassen. Die Voraussetzungen des § 543 Abs. 2 ZPO liegen vor. Die
Rechtssache hat grundsätzliche Bedeutung, weil die Frage, ob ein Verstoß gegen das
Transparenzgebot vorliegt, für zahlreiche Verbraucher und Stromanbieter von erheblicher
Bedeutung ist und diese Frage höchstrichterlich bislang nicht entschieden ist.

6. Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 10.000 € (2.000 € für die Berufung des
Klägers, 8.000 € für die Berufung der Beklagten) festgesetzt.
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